
Schützt das System sich selbst? 
Wird das Urteil des Bundesverfassungsgerichts in den Amtsstuben 
verdreht? 

Das historische Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom März 2026 hätte eine Zäsur für das 
kirchliche Arbeitsrecht sein können. Es hat unmissverständlich klargestellt, dass die Intransparenz 
und das Verbergen von Vorwürfen in „geheimen Protokollen“ die Grundrechte der Beschäftigten 
verletzen. Doch wie reagiert die Kirchenleitung auf diese schmerzhafte Lektion im 
Verfassungsrecht? Das offizielle Rundschreiben des Oberkirchenrats sowie der bereits verlinkte 
Bericht in den Stuttgarter Nachrichten und in der Stuttgarter Zeitung legen eine bittere Vermutung 
nahe: Von Einsicht oder einem echten Kulturwandel fehlt jede Spur. Stattdessen wird versucht, den 
verfassungsrechtlichen Meilenstein durch bürokratische Winkelzüge ins Leere laufen zu lassen. 

1. Das Rundschreiben des Oberkirchenrats 
Taktische Verschleierung statt rechtsstaatlicher Spielregeln? 

Einen Monat nach dem Verfassungsurteil wendet sich der Evangelische Oberkirchenrat Stuttgart in 
einem offiziellen Rundschreiben an die Pfarrämter, Dekanate und Verwaltungsstellen. Darin wird 
den Kirchengemeinderäten, Kirchenbezirkssynoden sowie deren Ausschüssen empfohlen, die 
Protokollierungstiefe bei nichtöffentlichen Beratungsinhalten radikal auf ein absolutes Minimum zu 
reduzieren. Die offizielle Begründung: Dies geschehe zum „Schutz des 
Meinungsbildungsprozesses“ und der „Persönlichkeitsrechte der Mitglieder des Gremiums“. 

Als Verein DA.V.I.D. haben wir die rechtlichen Optionen von Kirchengemeinden stets klar benannt: 
Eine Reduzierung der Protokollierungstiefe auf den reinen Beschlusstext ist ein legitimer, 
rechtssicherer Weg, um ein Konfliktverfahren in geordnete Bahnen zu lenken. Auf solche klaren 
Strukturen müssen Betroffene verlässlich aufbauen können. Die Reduzierung der Protokolltiefe 
darf keineswegs ein Ratschlag sein, um Beschlüsse geschickt zu verschleiern. 

Doch das nun vorliegende landeskirchliche Dokument legt die dringende Vermutung nahe, dass 
das Schreiben eben keine Brücke zwischen kirchlichen Arbeitgebern und Mitarbeitern bauen will. 
Es droht genau der Winkelzug Realität zu werden, vor dem wir gewarnt haben: Eine Flucht in die 
dokumentarische Askese, die nicht dem Schutz der Betroffenen dient, sondern als Werkzeug 
missbraucht wird, um kritische Debatten und handfeste Vorwürfe dauerhaft unsichtbar zu machen. 
Wenn im Protokoll absichtlich nichts mehr aufgeschrieben wird, damit man der Verwaltung 
rechtlich nichts mehr nachweisen kann, wird das Urteil des Bundesverfassungsgerichts in 
kafkaesker Weise auf den Kopf gestellt. 

2. Die angedrohte Realität vor Ort 
Eine Bankrotterklärung kirchlichen Führungshandelns 

Wie dieses ungebrochene Obrigkeitsdenken in der Praxis fortleben könnte, war im Bericht der 
Stuttgarter Nachrichten und der Stuttgarter Zeitung schon zu lesen. Danach hat Stadtdekan Sören 
Schwesig angekündigt, dass die Gesamtkirchengemeinde keine Dienstverträge mehr mit der 



betroffenen Kirchenmusikerin abschließen und ihre Einsatzbereitschaft nicht mehr abrufen wird. In 
der Praxis liefe dies auf ein de facto lebenslängliches Orgelspielverbot im eigenen Kirchenkreis 
hinaus. 

Sollte diese im Raum stehende Androhung tatsächlich in die Tat umgesetzt werden, wäre dies 
nichts Geringeres als die absolute Bankrotterklärung für kirchliches Führungshandeln. Schon die 
bloße öffentliche Drohung durch einen Stadtdekan ist peinlich und beschämend. Eine tatsächliche 
Umsetzung stünde der Haltung, die man der Kirche landläufig unterstellt – dass sie für Ausgleich, 
Versöhnung und Frieden steht –, völlig konträr entgegen. Es würde die kirchliche Verkündigung 
nicht nur im Kern konterkarieren, sondern sie vor den Augen der Öffentlichkeit vollständig ad 
absurdum führen. Wer die Grundrechte seiner Mitarbeiter mit administrativen 
Beschäftigungsverboten straft, verliert jede Glaubwürdigkeit auf der Kanzel. 

3. Option für die Zukunft 
Die Chance auf eine echte Gegendarstellung 

Nachdem die betroffene Kirchenmusikerin nach zwei Jahrzehnten des Rechtsstreits nun endlich 
den Inhalt des geheimen Protokolls einsehen durfte, eröffnet sich theoretisch ein ganz neuer, 
rechtsstaatlicher Weg: Die Musikerin könnte der Landeskirche nun eine offizielle, fundierte 
Gegendarstellung zu den damals erhobenen Vorwürfen zukommen lassen. 

Man dürfte in diesem Fall mehr als gespannt auf die Reaktion des Oberkirchenrats sein. Wird die 
Kirchenleitung die Größe besitzen, sich der inhaltlichen Aufklärung des historischen Unrechts zu 
stellen? Oder wird man versuchen, das Verfahren eilig für formal „erledigt“ zu erklären, um sich 
nicht mit der eigenen Fehlbarkeit auseinandersetzen zu müssen? 

Unser Fazit 
Der Blick auf das Rundschreiben der Landeskirche und die Presseberichte aus Stuttgart zeigt: Der 
mühsame juristische Sieg vor dem Bundesverfassungsgericht war ein Meilenstein. Aber der Kampf 
gegen eine tief verwurzelte Kultur der Intransparenz und der schmutzigen informellen Absprachen 
im „Schutzraum“ der Kirche hat wahrscheinlich gerade erst begonnen. 

Wir bei DAVID werden weiterhin genau hinsehen. Wir lassen nicht zu, dass verfassungsrechtliche 
Meilensteine durch bürokratische Tricksabkommen im Sande verlaufen! 

 

Pastor i.R. Ralf Krüger 
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